
2. Der durch Pflichtverletzungen in Gang gesetzte ob­
jektive Verlauf eines Prozesses kann durch das selbstän­
dige, bewußte Handeln einer oder mehrerer Personen 
unterbrochen oder modifiziert werden. Es wäre völlig 
verkehrt, wenn man in der Rechtspraxis den Einfluß 
selbständigen Handelns auch von verletzten oder ge­
töteten Personen nicht berücksichtigen würde. Wir hat­
ten darauf schon im oben geschilderten Fall beim Ver­
halten des Arbeiters R. hingewiesen. Wird nachgewie­
sen, daß sein Verhalten die Folge pflichtwidrigen Ver­
haltens anderer Personen war, so kann es nicht selbst 
die „Anfangs“ Ursache sein, wohl aber mit zu ihr gehö­
ren. Um die dabei auftauchenden Fragen zu klären, 
müssen die entsprechenden Rechtsnormen und Pflich­
ten hinsichtlich der Einhaltung des Arbeits- und'Ge­
sundheitsschutzes berücksichtigt werden.

Haben wir jedoch als „End“ Wirkung den Tod eines 
Kranfahrers, der sich aus dem Fenster des fahrenden 
Krans beugte, obwohl seine Handlung den geltenden 
Arbeitsschutzbestimmungen widersprach, und die 
Pflichtverletzung der Arbeitsschutzverantwortlichen, die 
das Fenster nicht verkleideten, so würde man den Fall 
ungenügend analysieren, wenn man die Pflichtverlet­
zung als „Anfangs“ Ursache der „End“ Wirkung ansähe. 
Die durch die Pflichtverletzung entstandene Möglichkeit 
der „End“ Wirkung wurde hier erst durch das selbstän­
dige, bewußte Handeln der zu Schaden gekommenen 
Person verwirklicht. Dieses Handeln war keine direkte 
Folge der Pflichtverletzung anderer Personen. Man 
könnte nun einen mechanisch-deterministischen Stand­
punkt einnehmen und den Tod des Kranfahrers als not­
wendige Folge der Pflichtverletzung ansehen; dann 
würde man jedoch die Rolle des selbständigen und be­
wußten Handelns bei der Modifikation und Unterbre­
chung objektiver Prozesse vernachlässigen. Zweifellos 
muß die Pflichtverletzung entsprechend den vorliegen­
den Bestimmungen geahndet werden, aber sie ist nicht 
in der von uns betrachteten Kausalitätskonzeption dife 
„Anfangs“ Ursache für die „End“ Wirkung, nämlich für 
den Tod des Kranfahrers.
Die Einbeziehung des selbständigen, bewußten Han­
delns von Personen, die den durch Pflichtverletzungen 
anderer Personen ausgelösten Prozeß unterbrechen oder 
modifizieren können, erfordert die Analyse von drei 
Voraussetzungen:
a) Es muß die Frage beantwortet werden, ob die Erfah­
rungen, Kenntnisse und Fähigkeiten der Personen, die 
durch ihr Handeln eine der Möglichkeiten verwirklich­
ten, die durch die von anderen Personen verursachten 
Bedingungen gegeben waren, ausreichten, um von selb­
ständigem und bewußtem Handeln sprechen zu können. 
Durch Krankheit u. ä. kann die Fähigkeit zu solchem 
Handeln eingeschränkt sein. Liegen jedoch die Bedin­
gungen für selbständiges und bewußtes Handeln vor 
und sind die Fähigkeiten dazu nicht eingeschränkt, so 
kann trotz vorhergehender Pflichtverletzungen dieses

Handeln Teil der „Anfangs“ Ursache oder sogar alleinige 
„Anfangs“ Ursache für die „End“ Wirkung sein.
b) Es muß weiter, berücksichtigt werden, ob die Hand­
lungen, die betrachtet werden, durch Anweisungen oder 
Befehle vorgegeben sind. Ist das der Fall, dann kann 
die Durchführung der Anweisung oder des Befehls nicht 
als selbständiges, eigenverantwortliches Handeln be­
trachtet werden, und die Handlungen und Weisungen 
des Anweisenden oder Befehlenden stellen die „An­
fangs“ Ursache für die als Folge bei der Durchführung 
des Befehls eintretende „End“ Wirkung dar.
c) Lassen jedoch Anweisungen und Befehle eigene Ent­
scheidungen zu, so kann das darauf basierende Handeln 
selbst wieder zur Ursache für Wirkungen werden, die 
rechtliche Ahndung verlangen. Dasselbe trifft zu, wenn 
im Rahmen des Befehls Handlungen begangen werden, 
die vom Befehlenden nicht vorauszusehen waren. So 
wäre es möglich, daß ein Soldat den Befehl erhält, eine 
Waffe beim Waffenmeister abzugeben. Er hantiert je­
doch mit der Waffe und schießt dabei eine Person an. 
Hier liegt selbständiges, bewußtes Handeln des Soldaten 
im Rahmen eines Befehls vor, das „Anfangs“ Ursache 
für die „End“wirkung, nämlich die Verletzung einer 
Person ist.
Wir sehen also, daß die philosophischen Kategorien, wie 
sie vom dialektischen Determinismus untersucht wer­
den, uns helfen, die- Kausalität besser zu verstehen. 
Grundlage für die Existenz solcher Formen des Zusam­
menhangs wie der Verwirklichung von Möglichkeiten, 
der Durchsetzung der Notwendigkeit im Zufall,»des 
Eintretens von Ereignissen auf der Basis bestimmter 
Bedingungen sind Komplexe von Kausalbeziehungen. 
Uns interessieren jedoch in der Rechtspraxis nicht alle 
Kausalbeziehungen, sondern die Beziehungen zwischen 
„Anfangs“ Ursache und „EndJ‘Wirkung die es zu fin­
den gilt. Dabei reicht es sicherlich nicht aus, nur eine 
lückenlose Verbindung zwischen beiden zu fordern.
An die Stelle der Kriterien „lückenlose Verbindung“ 
oder „ununterbrochene Kette von Kausalrelationen“ bei 
M a n e c k e / M e i n e l  treten bei H ö r z der „notwen­
dige Oder wenigstens mit großer Wahrscheinlichkeit ein­
tretende Zusammenhang'. Für Hörz ist damit die Auf­
fassung verbunden, daß es sich um Ursachen von Wir­
kungen handelt, die in bezug auf die „End“ Wirkung der 
Kausalkette.immer Bedingungen sind. Die Ursachen der 
Bedingungen können nur dann auch Ursachen der Straf­
tat sein, wenn notwendige oder mit großer Wahrschein­
lichkeit eintretende Zusammenhänge zwischen den Kau­
salrelationen der Kausalkette nachgewiesen werden. 
Die Forderungen sind hier höher, weil nicht jede lük- 
kenlose oder ununterbrochene Kette von Kausalrelatio­
nen zugleich notwendig bzw. mit großer Wahrschein­
lichkeit die am Ende stehende Wirkung hervorbringen 
muß. Sie sind exakter, weil die Wörter „lückenlos“ und 
„ununterbrochen“ keine philosophischen Termini sind, 
wohl aber die Begriffe „notwendig“ und „mit großer 
Wahrscheinlichkeit“.' (Wird fortgesetzt)

JCurzkommautara zum uauau Straßraakt
Wer zählt zu den „Angehörigen" i. S. des § 2 StGB?

Das StGB enthält keine Definition des Begriffs „Ange­
hörige“ . Deshalb haben H. S c h m i d t 1  u n d  P o m ­
p o e s 2  die Personengruppen aufgezählt bzw. erläutert, 
die unter den Begriff „Angehörige“ i. S. des § 2 StGB 
fallen. Trotz dieser Hinweise treten in der Praxis noch 
eine Reihe Fragen auf, die der Klärung bedürfen.

1 H. Schmidt, „Zu einigen Fragen der Antragsdelikte“, NJ 1968 
S. 493 fl. (494).
2 Pompoes, „Wer ist Angehöriger im Sinne des § 2 StGB?“. 
Forum der Kriminalistik 1968, Heft 7, S. 301.

Schmidt und Pompoes nennen in der ersten Personen­
gruppe die nahen Angehörigen gemäß- der Legaldefini­
tion des § 226 Abs. 2 StGB. Das sind der Ehegatte, die 
Geschwister und solche Personen, die mit dem Täter in 
gerader Linie verwandt oder durch Annahme an Kin­
des Statt oder i. S. von § 47 FGB miteinander verbun­
den sind. Insoweit bedarf es nur des Hinweises, daß 
§ 47 FGB selbstverständlich die Angehörigeneigenschaft 
sowohl hinsichtlich des „Stiefeltemteils“ als auch des 
„Stiefkindes“ begründet.
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